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A. Problem 

Seit Ende der 70er Jahre ist zwischen den Mitgliedstaaten der 
EG/EU, die ohne Ausnahme auch Mitgliedstaaten der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation (IAO) sind, und der Europäischen Kom- 
mission streitig, ob und gegebenenfalls wie die Gemeinschaft, 
vertreten durch die Kommission, bei normensetzenden Vorhaben 
der IAO mit EG -rechtlicher Berührung (von der Vorbereitung im 
Rahmen von zu beantwortenden Fragebögen über die Aushand- 
lung und Annahme eines Übereinkommens bzw. einer Empfeh- 
lung auf der Internationalen Arbeitskonferenz bis hin zur Frage der 
Ratifizierbarkeit) die auswärtige Zuständigkeit der Gemeinschaft 
wahrnehmen kann. 

In Umsetzung des Auftrages des Gutachtens des EuGH vom 
19. März 1993 sowie des Ratsbeschlusses zum Übereinkommen 
Nr. 170 aus dem Jahre 1989, worin der Rat darauf hingewiesen 
hatte, daß über die Wahrnehmung der auswärtigen Zuständigkei- 
ten der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten im Falle der 
gemeinsamen Zuständigkeit Regelungen zu erlassen seien, hat die 
Kommission im Januar 1994 einen Beschlußvorschlag — Rats-Dok. 
Nr. 4255/94 — vorgelegt. 
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Die Kernaussagen des Vorschlages bestehen darin, daß bei 
gemeinsamer Zuständigkeit zwischen der EG und den Mitglied- 
staaten unter Berücksichtigung des Prinzips der Dreigliedrigkeit 

— die in den internationalen Gremien (IAO) ausgehandelten und 
angenommenen Rechtstexte zur Vermeidung späterer Pro- 
bleme nicht unvereinbar mit Gemeinschaftsrecht sein dürfen; 

— die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten sich um die Formu- 
lierung gemeinsamer Antworten zu bemühen haben, die 
sodann von der Kommission als Antwort von seiten der Gemein- 
schaft an das Internationale Arbeitsamt zur Vorbereitung der 
Beratung eines Übereinkommens versendet werden; 

— der auf der Internationalen Arbeitskonferenz anwesende Ver- 
treter der Kommission die Begründung des Standpunktes der 
Gemeinschaft vorträgt und die Vertreter der Mitgliedstaaten 
bei Abstimmungen für den gemeinsamen Standpunkt stimmen 
und 

— der Rat sich auf Vorschlag der Kommission sowie nach Anhö- 
rung des Europäischen Parlaments und der Sozialpartner über 
einen möglichen Abschluß der Übereinkommen durch die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten äußern und anschlie- 
ßend die Mitgliedstaaten gegebenenfalls auffordem soll, das 
Übereinkommen auch im Rahmen der Gemeinschaft abzu- 
schließen. 


B. Lösung 

Der Kommissionsvorschlag ist sowohl von den Mitgliedstaaten wie 
den Sozialpartnern, die an Beratungen über lAO-Normen gleich- 
berechtigt teilnehmen, massiv kritisiert worden. 

Dem als grundsätzliche Lösung der Frage der auswärtigen Zustän- 
digkeit der Gemeinschaft im Rahmen der IAO bei gemeinsamer 
Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten konzi- 
pierten Kommissionsvorschlag kann nicht zugestimmt werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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BeschluBempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag lehnt den von der Kommission vorgeleg- 
ten Vorschlag zur Regelung der auswärtigen Zuständigkeit der 
Gemeinschaft im Rahmen der Internationalen Arbeitskonferenzen 
bei gemeinsamer Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mit- 
gliedstaaten ab und unterstützt die in dieser Frage von der 
Bundesregierung eingenommene Position. 

Bonn, den 15. Juni 1994 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Günther Heyenn Dr. Eva Pohl 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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EUROPÄISCHE UNION 
DER RAT 


Brüssel, den 18. Januar 1994 (26.01) 

(OR. f) 


4255/95 

RESTREINT 
SOC 8 


SCHREIBEN (ÜBERSETZUNG) 

der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von dem Kommissions- 
mitglied Herrn Padraig FLYNN 

vom 13. Januar 1994 

an S.E. den Präsidenten des Rates der Europäischen Union 

Betr. : Vorschlag für einen Beschluß betreffend IAO: Gemeinsame Zuständigkeit 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich darf Ihnen einen Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Wahrnehmung 
der auswärtigen Zuständigkeit der Gemeinschaft bei den internationalen Arbeitskonferenzen 
bei gemeinsamer Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten übermitteln. 

Mit diesem Vorschlag wird dem Gutachten Nr. 2/91 entsprochen, das der Gerichts- 
hof auf Ersuchen des Rates im März 1993 erstellt hat. Mit ihm sollen Vorschläge für die 
praktische Aufteilung der Aufgaben zwischen den Gemeinschaftsinstitutionen und den 
Mitgliedstaaten bei der Aushandlung der Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisa- 
tion (IAO) gemacht werden. Die vorgeschlagenen Verfahren sind lAO-spezifisch und dürfen 
nicht als Präzedenzfälle für Fragen der externen Zuständigkeit der Gemeinschaft in anderen 
internationalen Gremien herangezogen werden. 

Dieser Vorschlag wird auch dem Europäischen Parlament und dem Wirtschafts- und 
Sozialausschuß zur Unterrichtung übermittelt. 

Der Rat müßte über diesen Vorschlag im April dieses Jahres befinden. 

(Schlußformel) 


Für die Kommission 
gez. Padraig FLYNN 

Mitglied der Kommission 


Anl. : Dok. KOMI94) 2 endg. 


4255/94 
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BEGRÜNDUNG 

Die internationale Arbeitsorganisation (IAO) zeichnet sich durch eine sehr spezielle 
Struktur und Organisation aus. Sie veranstaltet jährlich eine Internationale 
Arbeitskonferenz, auf deren Tagesordnung jeweils die Ausarbeitung internationaler 
Übereinkommen zum Thema Arbeit steht, Die an der Konferenz teilnehmenden 
nationalen Delegationen sind dreigliedrig zusammengesetzt, d. h. sie umfassen 
Vertreter der Regierungen sowie der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Die 
Verfassung der IAO sieht vor, daß jeder Vertreter das Recht hat, über alle der 
Konferenz unterbreiteten Fragen für seine Person abzustimmen. Folglich handeln die 
Vertreter der Sozialpartner völlig unabhängig von den Regierungsvertretern. Die 
Geschäftsordnung der Konferenz enthält die Verfahren für die Ausarbeitung 
internationaler Übereinkommen zum Thema Arbeit; diese Verfahren sehen 
Konsultationen der Sozialpartner während der verschiedenen Phasen vor. 

Die Lösungsvorschläge für das Problem der Wahrnehmung der auswärtigen 
Zuständigkeit der Gemeinschaft im Rahmen der Internationalen Arbeitskonferenz 
müssen den Besonderheiten dieser Organisation entsprechen. Die Kommission legt 
Wert darauf zu betonen, daß diese Lösungen zu betrachten sind als speziell auf diesen 
bestimmten Fall zugeschnitten. Daher können die im folgenden dargelegten Verfahren 
lediglich als Präzedenzfall dienen für die Klärung der Frage der auswärtigen 
Zuständigkeit der Gemeinschaft im Rahmen anderer internationaler Gremien. 

1. Einleitung 

1.1 Der vorliegende Vorschlag für einen Beschluß ist von der Kommission auf Ersuchen 
des Rates ausgearbeitet worden; dieses Ersuchen wurde erstmals im Beschluß des 
Rjites vom 30. November 1989 formuliert (s. Ziffer 2.4 des vorliegenden Vorschlags). 
Bei dieser Gelegenheit wies der Rat daraufhin, daß Bestimmungen zu erlassen seien 
über die Wahrnehmung der auswärtigen Zuständigkeiten der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten ini Falle einer gemeinsamen Zuständigkeit. Dieses Ersuchen wurde 
von den zuständigen Stellen des Rates im Mai 1993 anläßlich der Diskussion über die 
Empfehlung für einen Beschluß betreffend die Verhandlungen im Rahmen der 
Internationalen Arbeitskonferenz von 1993 (SEC (93) 766 endg.) wieder aufgegriffen. 
In diesem Papier hatte die Kommission ihre Absicht bekundet, den Rat zu einem 
späteren Zeitpunkt zu 


befassen mit der allgemeinen Problematik der Beziehungen zwischen EG und IAO 
hinsichtlich der Wahrnehmung der gemeinsamen Zuständigkeiten, insbesondere unter 
Berücksichtigung des spezifischen Charakters der IAO. 
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1.2 In seinem Gutachten 2/91 vom 19. März 1993' (Übereinkommen Nr. 170 der IAO) 
hat der Gerichtshof die Gemeinschaftsorgane und die Mitgliedstaaten aufgefordert, alle 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedsländern und den Gemeinschaftsorganen sicherzustellen bei der Aushandlung, 
beim Abschluß und bei der Durchführung der Übereinkommen der IAO, die der 
gemeinsamen Zuständigkeit der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten unterliegen. 

1.3 Bei der Formulierung ihrer Vorschläge wollte die Kommission einigen Aspekten 
Rechnung tragen, die sich wie folgt zusammenfassen lassen: 

Notwendigkeit einer Bestätigung der europäischen Identität auf internationaler 
Ebene unter Berücksichtigung der Errungenschaften der Gemeinschaft im 
sozialen Bereich; 

Notwendigkeit einer Wahrung der speziellen institutionellen Gegebenheiten 
der IAO; es ist in keiner Weise beabsichtigt, die Verfassung der IAO oder 
andere interne Vorschriften der Organe dieser Organisation abändern zu lassen. 
Die Kommission verpflichtet sich auch, die Autonomie der Sozialpartner in 
vollem ümfang zu respektieren, wie die Verfassung der IAO es vorsieht. Die 
Kommission legt außerdem Wert darauf, das Prinzip der Anhörung der 
Sozialpartner gemäß dem Übereinkommen Nr. 144 der IAO beizubehalten; 

Ausbau der guten Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und den 
Organen der LAO; in diesem Zusammenhang ist es zweckmäßig, der Rolle der 
IAO selbst Rechnung zu tragen, insbesondere der Ausarbeitung von 
Vorschriften, deren Ziel der soziale Fortschritt auf internationaler Ebene ist und 
die somit von zahlreichen Ländern ratifiziert werden können. Zu sorgen ist 
auch für ein gutes Funktionieren der IAO, indem man ihre Verfahren einhält 
und einen übermäßigen "Blockeffekt" bei den Internationalen 
Arbeitskonferenzen vermeidet. 


2. Allgemeiner Rahmen 

2.1 Die internationale Arbeitsorganisation ist eine Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen, die sich durcheine eigene Struktur bei der Zusammensetzung ihrer Organe 
auszeichnet - sie sind dreigliedrig zusammengesetzt. Die Gemeinschaft hat den Status 
eines Beobachters bei den Organen der IAO. 

Die Internationale Arbeitsorganisation veranstaltet jährlich eine Internationale 
Arbeitskonferenz. Die Aushandlung und der Abschluß der internationalen 
Übereinkommen zum Thema Arbeit stehen u. a. auf der der Tagesordnung dieser 
Konferenz. Wenn zu den Themen der Entwürfe für Übereinkommen und 
Empfehlungen bereits verbindliche Rechtsakte der Gemeinschaft existierten, war die 
Anwesenheit und die Beteiligung der Gemeinschaft an diesen Konferenzen Gegenstand 
von Diskussionen über die Vertretung der Gemeinschaft auf der Konferenz. 

Die Fragen der Wahrnehmung der auswärtigen Zuständigkeit durch die Gemeinschaft 
stellen sich zur Zeit in verschi^enen internationalen Gremien. Bezüglich der Probleme 
im Zusammenhang mit der Internationalen Arbeitskonferenz sei darauf hingewiesen, 
daß sie weitgehend verbunden sind mit den speziellen Strukturen der Konferenz, die 
auch in der Verfassung der IAO und in der Geschäftsordnung der Konferenz zu finden 
sind und die für alle Jahreskonferenzen gelten. 


ABI. Nr. C109 vom 19.04.1993, S. 1 
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2.2 Der Rat ist von der Kommission bereits mehrfach mit dem Problem der Wahrnehmung 
der auswärtigen Zuständigkeit der Gemeinschaft im Rahmen der Internationalen 
Arbeitskonferenz befaßt worden, sei es in allgemeiner Hinsicht oder sei es anläßlich 
der Aushandlung gewisser Übereinkommen und Empfehlungen. 

Die Frage der Beteiligung der Gemeinschaft an den im Rahmen der IAO 
abgeschlossenen Übereinkpmmen stellt sich seit 1977. Sie wurde erstmals aufgeworfen 
bei der Aushandlung des Übereinkommens Nr. 153 über die Arbeits- und Ruhezeiten 
im Straßentransport (1977-1979). 

2.3 Das Problem stellte sich erneut 1983 bei der Ausarbeitung des Übereinkommens 
Nr. 162 über Sicherheit bei der Verwendung von Asbest, ein Thema, das nach 
Auffassung der Kommission in die ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft 
fiel. 

Die Kommission, die mit einer hiervon abweichenden Beurteilung des Rates 
konfrontiert war, erhob Nichtigkeitsklage vor dem Gerichtshof (Rechtssache 217/86); 
sie nahm ihre Klage jedoch zurück, nachdem der Rat am 22. Dezember 1986 einen 
allgemeinen Beschluß über die Modalitäten der Beteiligung der Gemeinschaft an der 
Aushandlung von Übereinkommen der IAO erließ, die in die ausschließliche 
Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen. 

Dieser Beschluß ist nicht in all seinen Punkten durchgefuhrt worden, und er hat 
zahlreiche Reaktionen insbesondere von seiten der Sozialpartner ausgelöst. 

Durch das fehlende Einvernehmen zwischen Rat und Kommission über die 
Ausschließlichkeit der Zuständigkeiten der Gemeinschaft hinsichtlich der seit 1987 auf 
der Internationalen Arbeitskonferenz ausgehandelten Übereinkommen wurde die 
Durchführung dieses Beschlusses als Ganzes verhindert. 

2.4 Die IAO hat in die Tagesordnung der Internationalen Arbeitskonferenz vom Juni 1988 
einen Entwurf aufgenommen für ein Übereinkommen und eine Empfehlung über die 
Sicherheit bei der Verwendung chemischer Stoffe bei der Arbeit. Bei der 
Beantwortung des von der IAO zur Vorbereitung des Übreinkommens vorgelegten 
Fragebogens zeigte sich jedoch, daß zwischen Kommission und Rat 
Meinungsverschiedenheiten herrschten über die Wahrnehmung der auswärtigen 
Zuständigkeiten durch die Gemeinschaft. 

Am 30. November 1989 faßte der Rat jedoch einen Beschluß, mit dem er die 
Kommission ermächtigte, die Position der Gemeinschaft in den fraglichen 
Verhandlungen in enger Abstimmung mit den Mitgliedstaaten zu vertreten. Dieser 
Beschluß ließ jedoch die Frage nach den ausschließlichen Zuständigkeiten völlig olTen, 
was dann zu ernsthaften Meinungsverschiedenheiten führte. Die Kommission hat 
schließlich den Gerichtshof um ein Gutachten ersucht über die Vereinbarkeit dieses 
Üljereinkommens mit dem EWG-Vertrag und insbesondere über die Zuständigkeit der 
Gemeinschaft für den Abschluß dieses Übereinkommens und die sich daraus 
ergebenden Folgen. Es sei darauf hingewiesen, daß mehrere Mitgliedstaaten dieses 
Übereinkommen den in ihrem Land zuständigen Stellen vorlegten, bevor der 
Gerichtshof sein Gutachten erstellt hatte. 

■In seinem Gutachten 2/91 vom 19. März 1993 befand der Gerichtshof "Die 
Zuständigkeit für den Abschluß des Übereinkommens Nr. 170 der IAO steht den 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft gemeinsam zu". 

2.5 Die IAO hat in die Tagesordnung der Internationalen Arbeitskonferenz von 1992 und 
1993 einen Entuoirf für ein Übereinkommen und eine Empfehlung über schwere 
Industrieunfälle aufgenommen. 

Am 25. Februar 1992 hat der Rat die Kommission ermächtigt, den Fragebogen des 
IAA über schwere Industrieunfälle auf Gemeinschaftsebene zu beantworten, sie aber 
dennoch ersucht darauf hinzuweisen, daß nach Auffassung des Rates die im 
Fragebogen erfaßten Themen der gemeinsamen Zuständigkeit unterlägen. Auf der 
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Internationalen Arbeitskonferenz von 1992 und 1993 wählte man einen pragmatischen 
Ansatz für die Vertretung der Gemeinschaft. Das Übereinkommen über schwere 
Industrieunfälle ist im Juni 1993 von der Konferenz angenommen worden. Es wird 
den zuständigen Stellen vorzulegen sein. 

2.6 Auf der Tagesordnung der Internationalen Arbeitskonferenz im Juni 1994 steht die 
Aushandlung eines Übereinkommens und einer Empfehlung über den Arbeitsschutz 
im Bergbau. Im Hinblick auf die Vorbereitung der Konferenz hat das IAA einen 
Fragebogen übermittelt. Die meisten der darin aufgefuhrten Punkte fallen in den 
gemeinsamen Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten, da das 
Gemeinschaftsrecht Mindestvorschriften zu diesem Thema enthält. 

Die Kommission hat dem Rat am 1. September 1993 eine Mitteilung übermittelt, in 
der sie ihn ersucht, die von ihr ausgearbeiteten Vorschläge für Antworten anzunehmen 
und einen Beschluß zu fassen über die Übermittlung der Antworten an das IAA (Dok. 
(93) 1291 endg.). Bisher hat der Rat noch keinen Beschluß fassen können. 


3. Gutachten des Gerichtshofes 2/91 

In seinem Gutachten vom 19. März 1993 befand der Gerichtshof; 

"Die Zuständigkeit für den Abschluß des Übereinkommens Nr. 170 der IAO steht den 
Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft gemeinsam zu". Der Gerichtshof wies zunächst 
auf folgendes hin: "Der Antrag auf Gutachten betrifft ... nicht die völkerrechtliche 
Fähigkeit der Gemeinschaft, in einem lAO-Übereinkommen Verpflichtungen zu 
übernehmen, sondern nur die Frage, wie sich die Zuständigkeiten der Gemeinschaft 
und der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet, das Gegenstand des Übereinkommens Nr. 170 
ist, rein gemeinschaftsrechtlich bestimmen. Hindernisse, die der Ausübung der 
Zuständigkeit der Gemeinschaft aufgrund einiger Bestimmungen der Verfassung der 
IAO entgegenstehen könnten, hat der Gerichtshof daher nicht zu beurteilen". 

Dann schließt der Gerichtshof die Möglichkeit einer ausschließlichen auswärtigen 
Zuständigkeit auf der Grundlage einer internen, aus Mindestvorschriften bestehenden 
Regelung aus, zumindest wenn es sich bei der Völkerrechtsnorm, die auf denselben 
Gegenstand abzielt, auch um eine Mindestvorschrift handelt. Der Gerichtshof bestätigt 
jedoch die Möglichkeit einer ausschließlichen Zuständigkeit der Gemeinschaft für den 
Fall, daß die gemeinsamen Rechtsnormen nicht die Form von Mindestvorschriften 
haben. 

Der Gerichtshof hat zudem entschieden, daß "eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen sowohl bei der Aushandlung und beim 
Abschluß eines Übereinkommens wie bei dessen Durchführung erforderlich ist, wenn 
sein Gegenstand teils in die Zuständigkeit der Gemeinschaft, teils in diejenige der 
Mitgliedstaaten fällt. Diese Pflicht zur Zusammenarbeit gilt nicht nur im Rahmen des 
EAG-, sondern auch im Rahmen des EWG-Vertrags, da sie sich aus der 
Notwendigkeit einer geschlossenen völkerrechtlichen Vertretung der Gemeinschaft 
ergibt. 

Die Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten ist im 
vorliegenden Fall unumgänglich, weil die Gemeinschaft beim derzeitigen Stand des 
Völkerrechts ein lAO-Übereinkommen nicht selbst, sondern nur durch die 
Mitgliedstaaten abschließen kann. 

Die Gemeinschaftsorgane und die Mitgliedstaaten müssen also alle Maßnahmen 
treffen, um eine solche Zus’ nmenarbeit sowohl bei der Vorlage an die zuständige 
Stelle und der Ratifizieru.ig des Übereinkommens Nr. 170 als auch bei der 
Durchführung dieses Übereinkommens sicherzustellen". 
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4. Not^-vendigkeit zur Festlegung eines Verfahrens für üie A'irh:; dl» v Mtuj je.. 

Abschluß von Übereinkommen, die in die gemeinsame Z \ <^tänd; < keif fallen 

4 1 Angesichts der in der Vergangenheit gesammelten Erfahrur.jjen utid unter 

Berücksichtigung der Argumentation des Gerichtshofs werden die meisten kündigen 
lAO-Übereinkommen voraussichtlich der gemeinsamen Zuständigkeit von 
Gemeinschaft und Mitgliedstaaten unterliegen, wenn es eine Zuständigkeit der 
Gemeinschaft gibt. Dies wird jedes Mal konkrete Gestalt annehmen, wenn die 
Themen, über die verhandelt wird, zum Teil durch verbindliche Rechtsakte der 
Gemeinschaft abgedeckt sind und/oder wenn diese Rechtsakte in Form von 
Mindestvorschriften formuliert sind; dabei ist der Tatsache Rechnung zu tragen, daß 
die Verfassung der IAO den Mitgliedern das Recht einräumt, strengere Vorschriften 
zu erlassen als die Übereinkommen und Empfehlungen der IAO sie vorsehen. 
Voraussichtlich wird folglich der Anteil der Übereinkommen, die in die 
ausschließliche Zuständigkeit der Gemeinschaft fallen, sehr gering sein, verglichen mit 
den Übereinkommen, die der gemeinsamen Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten unterliegen. 

Es sei noch einmal darauf hingewiesen, daß die Tagesordnung der Internationalen 
Arbeitskonferenz vom Verwaltungsrat der IAO festgelegt wird. 

Gewisse Übereinkommen werden sicher in die alleinige Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten fallen. In diesem Fall haben sich den bisherigen Erfahrungen zufolge 
nie Probleme ergeben. In Genf haben Sitzungen zur Koordinierung auf 
Gemeinschaftsebene stattgefunden, die eine Information ermöglichten über den 
jeweiligen Standpunkt der Mitgliedstaaten und auf denen man versuchte, Punkte für 
eine Annäherung zu finden. 

Zudem heißt es im Beschluß des Rates vom 30. November 1989 (s. Ziffer 2.4), es sei 
zweckmäßig, den Beschluß vom 22. Dezember 1986, der sich lediglich auf die 
Hypothese der ausschließlichen Zuständigkeit beziehe, zu vervollständigen durch 
Bestimmungen für den Fall einer gemeinsamen Zuständigkeit der Gemeinschaft und 
der Mitgliedstaaten sowie durch Bestimmungen zur Vermeidung von Schwierigkeiten 
aufgrund der Verfassung und der Arbeitsweise der IAO. 

4.2 In seinem Gutachten 2/91 hat der Gerichtshof noch einmal darauf hingewiesen, daß 
er "in (seinem) Beschluß 1/78 vom 14. November 1978^’’ (entschieden hat), daß eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen 
sowohl bei der Aushandlung und dem Abschluß des Übereinkommens wie bei dessen 
Durchführung erforderlich ist, wenn sein Gegenstand teils in die Zuständigkeit der 
Gemeinschaft, teils in diejenige der Mitgliedstaaten fällt. Diese Pflicht zur 
Zusammenarbeit gilt nicht nur im Rahmen des EAG-, sondern auch im Rahmen des 
EWG- Vertrags, da sie sich aus der Notwendigkeit einer geschlossenen 
völkerrechtlichen Vertretung der Gemeinschaft ergibt". 

4.3 Die Kommission hat den Wunsch, dem Rat geeignete, auf den speziellen Charakter 
der IAO zugeschnittene Verfahren vorzuschlagen, um einen zufriedenstellenden und 
konstruktiven Ablauf der Konferenz in bezug auf die Vertretung der Gemeinschaft und 
ihrer Mitgliedstaaten zu ermöglichen. 

Dabei handelt es sich folglich um einen allgemeinen Rahmen, der während aller 
Phasen des Verfahrens zur Ausarbeitung und Anwendung internationaler 


Dieser Beschluß 1/78 erging gemäß Artikel 103 des EAG-Vertrags und ist der 
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes von 1978, Seite 2151, zu 
entnehmen. 
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Arbeitsnormen als Leitfaden dienen kann und der in bezug auf die Anwendung eine 
gewisse Flexibilität zuläßt, sofern die speziellen Eigenarten der zur Verhandlung 
stehenden Themen berücksichtigt werden. 

4.4. Die Kommission ist der Auffassung, daß ihr in Anbetracht ihrer institutioneilen 
Aufgaben und ihrer Erfahrung mit den auf der Konferenz erörterten Themen eine 
wichtige Rolle zukommt. 

Die in den internationalen Gremien ausgehandelten und angenommenen Rechtstexte 
dürfen zur Vermeidung späterer Probleme nicht unvereinbar mit dem 
Gemeinschaftsrecht sein. 

4.5 Es sei hervorgehoben, daß es Aufgabe des Rates ist, zum Zeitpunkt der Aufstellung 
von Verhandlungsdirektiven die geeignete Basis für diese Verhandlung zu definieren 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß zum einen die Rechtsnormen der IAO von 
internationaler Tragweite sind und für die meisten Mitgliedstaaten dieser Organisation 
ratifizierbar und anwendbar sein müssen und daß zum anderen diese Normen nicht 
unvereinbar mit dem Gemeinschaftsrecht sein dürfen. 

4.6 Wie die Kommission bereits mehrfach versichert hat, müssen die für die verschiedenen 
Phasen vorgesehenen Verfahren der dreigliedrigen Struktur der IAO und der 
Autonomie der Sozialpartner Rechnung tragen, zu deren Respektierung sich die 
Kommission selbstverständlich verpflichtet hat. 

Nach der Geschäftsordnung der Konferenz und gemäß dem Übereinkommen Nr. 144 
über dreigliedrige Beratungen sind die Sozialpartner von den Mitgliedstaaten während 
der verschiedenen Phasen des Verfahrens anzuhören 1) zu den Antworten der 
Regierungen auf die an sie gerichteten Fragebögen, 2) zu den Stellungnahmen der 
Regierungen zu Textentwürfen, die von der Konferenz zu erörtern sind, sowie 3) zu 
Vorschlägen, die den zuständigen Stellen zu unterbreiten sind. 

Die Kommission hat immer anerkannt, daß die Anhörungen der Sozialpartner 
durchzufuhren sind, damit die Anforderungen der Verfassung der IAO erfüllt werden. 
Die Konsultation der Sozialpartner auf europäischer Ebene, die die Kommission zu 
veranlassen wünscht, wird Gegenstand eines Meinungsaustauschs mit den betreffenden 
Partnern sein müssen, damit ein angemessener Modus gefunden werden kann. Diese 
Konsultationen ersetzen jedenfalls nicht die auf nationaler Ebene von den 
Mitgliedstaaten durchzufuhrenden Anhörungen. Sie müßten parallel dazu stattfinden. 


5. Vorschlag für einzuhaltende Verfahren 

Dieser Plan trägt den von der IAO vorgesehenen Verfahren für die zweimalige Lesung 
Rechnung sowie den bereits bei der Aushandlung früherer Übereinkommen 
angewandten Vorgehensweisen. 

5.1 Ausarbeitung der Antworten auf die Fragebögen des !AA auf 
Gemeinschaftsebene 

Gemäß Artikel 39 Absatz I derGeschäftsordnung der Internationalen Arbeitskonferenz 
übermittelt das IAA den Regierungen mindestens zwölf Monate vor der Eröffnung 
einer Tagung der Intema'ionalen Arbeitskonferenz einen Fragebogen zum Thema der 
betreffenden Tagung, jie Antworten müssen spätestens acht Monate vor der 
Eröffnung der Tagung der Konferenz beim IAA eintreffen. In Ausnahmefällen wird 
die für die Ausarbeitung der Antworten eingeräumte Frist von vier auf fünf Monate 
verlängert. 

Die Antworten sind unbedingt in enger Zusammenarbeit zwischen den 
Gemeinschaftsorganen und den Mitgliedstaaten auszuarbeiten, und sie müssen 
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insbesondere der Verpflichtung zur Konsultation der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen gemäß dem Übereinkommen Nr. 144 (Artikel 3 
Buchstabe a) Rechnung tragen. Zu berücksichtigen ist auch, daß diese Frist von vier 
Monaten extrem kurz ist für die Ausarbeitung einer auf Gemeinschaftsebene 
koordinierten Antwort, bei der der erforderlichen Konsultalion der Sozialpartner 
Rechnung getragen wird. 

Im Falle einer gemeinsamen Zuständigkeit haben sich die Gemeinschaft und die 
Mitgliedstaaten um die Formulierung gemeinsamer Antworten zu bemühen, die vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission anzunehmen sind. Bei diesem Verfahren 
konsultieren die Mitgliedstaaten ihre Sozialpartner zu dem von der Kommission 
vorbereiteten Vorschlag für eine Antwort von seiten der Gemeinschaft und 
übermitteln ihr das Ergebnis dieser Anhörungen. Dies beinhaltet selbstverständlich, 
daß die Kommission so schnell wie möglich nach der Veröffentlichung des 
Fragebogens einen Entwurf für eine Antwort auf Gemeinschaftsebene weiterleitet, 
damit diese Anhörung der Sozialpartner und die Überarbeitung der Antwort zu 
gegebener Zeit geschehen kann. 

Ul^erdies übermitteln die Mitgliedstaaten, die eine Ergänzung der Antworten zu 
solchen Aspekten für erforderlich halten, die im Vorschlag für die Antwort nicht 
enthalten sind, der Kommission ihre Entwürfe im Hinblick auf eine 
gemeinschaftsinteme Koordinierung im Rat. Die Antworten der Gemeinschaft und der 
Mitgliedstaaten müssen unbedingt aufeinander abgestimmt sein. 

Die vom Rat angenommene Antwort der Gemeinschaft wird dem IAA über die 
Kommission zugeleitet. Sie teilt dem IAA mit, daß der Bereich in die gemeinsame 
Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten fällt. Die Mitgliedstaaten, 
die gegebenenfalls selbst Antworten übermitteln, erteilen dieselbe Auskunft. 

5,2 Vorbereitung der für die Konferenz im Juni geplanten ersten Lesung eines 
E ntwurfs für ein Übereinkommen und eine Empfehlung 

Die Kommission legt auf der Grundlage des vom IAA ausarbeiteten Berichtes eine 
Empfehlung für einen Beschluß des Rates vor, der die Gemeinschaft ermächtigt, sich 
über die Mitgliedstaaten an den Verhandlungen zu beteiligen, und der entsprechende 
Anweisungen enthält. 

Die Kommission formuliert auf der Grundlage dieser Anweisungen die 
gemeinschaftlichen Stellungnahmen unter Hinzuziehung eines vom Rat zu ihrer 
Unterstützung benannten Sonderausschusses, wobei sie der Rolle Rechnung trägt, die 
der Gemeinschaft auf internationaler Ebene bei der Förderung einer weltweit 
anwendbaren Sozialgesetzgebung zukommt. 

Fallen Themen teils in den Ziisiäiuligkcilsbcreich der Gcnicinscliaft und teils unter die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, so ist durch eine Koordinierung zwischen den 
zuständigen Stellen des Rates in Brüssel und anschließend an Ort und Stelle für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen 
während des Verhandlungsverfahrens zu sorgen. 

Auf den Sitzungen der im Rahmen der Internationalen Arbeitskonferenz tagenden 
technischen Ausschüsse wird der Standpunkt der Gemeinschaft entsprechend den 
Vereinbarungen auf den gemeinschaftlichen Koordinationssitzungen je nach Art der 
behandelten Themen vom Präsidenten oder vom Vertreter der Kommission 
yorgetragen. Entsprechend der Geschäftsordnung der Konferenz werden die 
Änderungsanträge und Unteränderungsanträge der Gemeinschaft im Namen der 
Rcgierungsmitglieder der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft vom 
Präsidenten nach dem auf der Internationalen Arbeitskonferenz von 1992 und 1993 
verfolgten pragmatischen Ansatz vorgetragen; dies ermöglicht dem Vertreter der 
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Kommission die Erläuteaing des Hintergrundes und die Begründung des Standpunkts 
der Gemeinschaft. Es ist jedoch nicht auszuschließen, daß auf der 
Koordinationssitzung beschlossen wird, den Standpunkt der Gemeinchaft von dem 
Vertreter eines Mitglied Staates vortragen zu lassen, der auf dem zu erörternden Gebiet 
über besondere Fachkenntnisse verfügt. 

Falls erforderlich, tragen die Regierungsexperten in der Sitzung der technischen 
Ausschüsse nach Absprache auf der Ebene der Gemeinschaftskoordinierung zur 
Unterstützung des Standpunktes der Gemeinschaft bei. 

Bei Abstimmungen stimmen die Vertreter der Mitgliedstaaten für den gemeinsamen 
Standpunkt. 

Treten Schwierigkeiten auf, die voraussichtlich nicht an Ort und Stelle beseitigt 
werden können, so kann die Kommission oder ein Mitgliedstaat unverzüglich den Rat 
nach dem üblichen Verfahren mit der Frage befassen. 

5.3 Kommentare zu den Schlußfolgerungen der ersten Lesung 

Nach der ersten Lesung arbeitet das IAA einen oder mehrere Texte für 
Übereinkommen oder Empfehlungen aus, übermittelt sie den Regierungen spätestens 
zwei Monate nach Schluß der Konferenztagung und fordert sie auf, nach Anhörung 
der repräsentativsten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen innerhalb von drei 
Monaten ihre Änderungsanträge oder Bemerkungen (gemäß Artikel 39 Absatz 6 der 
Geschäftsordnung der Internationalen Arbeitskonferenz) mitzuteilen. 

Die gleichen Verfahren wie in Ziffer 4. 1 sind mit den nötigen Abänderungen auf die 
Abfassung der Antwort der Gemeinschaft auf die Vorschläge anzuwenden. 

> 

5.4 Pie zweite Lesung - Aushandiung und Annahme des Übereinkommens und der 
Empfehlung 

Auch hier sind, mit den erforderlichen Abänderungen, die in Ziffer 4.2 beschriebenen 
Verfahren anzuwenden. Die Kommission ersucht den Rat um geänderte 
Verhandlungsanweisungen, falls der Ablauf der Konferenz eine Anpassung dieser 
Anweisungen erfordert. 

Der Präsident kann sich im Namen der Regierungsmitglieder der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft an die Voll versamml urig der Konferenz wenden und den gemeisamen 
Standpunkt erläutern. Bei der Abstimmung vertreten die Regierungsdelegierten den 
gemeinsamen Standpunkt. 

5.5 Vorlage bei der zuständigen Stelle und Abschluß des Übereinkommens 

5.5.1 Einschlägige anzuwendende Bestimmungen der IAO 

Nimmt eine Konferenz der IAO ein internationales Übereinkommen oder eine 
internationale Empfehlung an, so wird gemäß der Verfassung der Internationalen 
Arbeitsorganisation dieses Instrument vom IAA allen Mitgliedstaaten der IAO im 
Hinblick auf seine Ratifikation durch diese Mitglieder oder, falls es sich um eine 
Empfehlung handelt, zur Prüfung mitgeteilt (Verfassung der IAO, Artikel 19, Absatz 
5a) und Absatz 6a)). 

Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, spätestens ein Jahr nach Schluß der Tagung der 
Konferenz (die Frist kann in Ausnahmefällen auf 18 Monate verlängert werden) die 
Instrumente "der Stelle oder den Stellen, in deren Zuständigkeit die Angelegenheit 
fällt, im Hinblick auf seine Verwirklichung durch die Gesetzgebung oder durch andere 
Maßnahmen vorzulegen" (Verfassung der IAO, Artikel 19, Absatz 5b) und Absatz 
6b)). 
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Die Mitgliedstaaten unterrichten den Generaldirektor des internationalen Arbeitsamtes 
über die Maßnahmen, die sie getroffen haben, um die Instrumente "der zuständigen 
Stelle” vorzulegen; dabei erteilen sie dem Generaldirektt'r Auskünfte Cher diese Stelle 
und über deren Entscheidungen (Verfassung der IAO, Artikel 19, A.bsatz 5 c) und 
Absatz 6 c)). 

Die zuständige Stelle ist diejenige Stelle, die zur Gesetzgebung im Bereich der Fragen, 
die Gegenstand des Übereinkommens sind, befugt ist. Die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten, die Übereinkommen und Empfehlungen dieser Stelle vorzulegen, 
beinhaltet die Verpflichtung, genaue und begründete Vorschläge in bezug auf die 
weitere Anwendung dieser Instrumente vorzulegen. 

Gemäß Artikel 5 Absatz 1 des Übereinkommens 144 müssen Beratungen mit den 
Arbeitgeber- und den Arbeitnehmerorganisationen sichergesteüt werden. 

Hat ein Staat die Zustimmung der zuständigen Stelle erhalten, so teilt er dem 
Generaldirektor des IAA die förmliche Ratifikation mit und trifft die erforderlichen 
Maßnahmen zur Durchführung der Bestimmungen des betreffenden Übereinkommens 
(Verfassung der IAO, Artikel 19, Absatz 5d)). 

5.5.2 Vorschlag für das Verfahren bei gemeinsamer Zuständigkeit 

Handelt es sich um ein Übereinkommen und eine Empfehlung, die unter die 
gemeinsame Zuständigkeit fallen, so richten die Mitgliedstaaten im Rahmen des 
Verfahrens der Vorlage bei der zuständigen Stelle ein Schreiben an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes und teilen ihm mit, daß gemäß dem 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und den einschlägigen 
Durchführungsbestimmungen die 2 njständigen Stellen, denen das Übereinkommen und 
die Empfehlung vorgelegt werden, entsprechend dem in diesem Fall anzuwendenden 
Verfahren die ei nzel staatlichen zuständigen Stellen und die zuständigen Organe der 
Gemeinschaft sind. 

Dieses Schreiben stellt keinen Vorgriff auf die Entscheidung über diese Vorlage dar. 
Im übrigen ist daraufhinzuweisen, daß die Mitgliedstaaten ihre Sozialpartner über den 
Inhalt der mit Gründen versehenen Vorschläge, mit denen die zuständige Stelle vor 
der Entscheidung über das Übereinkommen oder der Empfehlung befaßt werden muß, 
gemäß dem Übereinkommen Nr. 144 konsultieren und der Kommission das Ergebnis 
dieser Konsultation übermitteln. 

Hinsichtlich des Abschlusses ist darauf hinzuweisen, daß der Gerichtshof die Ansicht 
vertreten hat, die Gemeinschaft könne beim derzeitigen Stand des internationalen 
Rechts nicht selbst ein Übereinkommen der IAO abschließen und sie müsse dies über 
die Mitgliedstaaten tun. Diese können den Abschluß nur nach vorheriger Zustimmung 
des Rates und koordiniert tätigen; dieser Abschluß müsse für die Gemeinschaft und 
für sie selbst Gültigkeit haben. 

Es ist Aufgabe des Rates, sich auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments gemäß Artikel 228 des EG-Vertrages und nach Anhörung der 
Sozialpartner über einen möglichen Abschluß dieses Übereinkommens durch die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten zu äußern und anschließend die Mitgliedstaaten 
gegebenenfalls aufzufordern, das Übereinkommen auch im Namen der Gemeinschaft 
abzuschließen. 

Nach der Beschlußfassung des Rates obliegt es den Mitgliedstaaten, das 
Übereinkommen gemäß ihren einzelstaatlichen Verfahren abzuschließen. Die 
Mitgliedstaaten teilen dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zum 
gegebenen Zeitpunkt ihre Annahme mit und weisen daraufhin, daß diese Annahme 
ebenfalls für die Gemeinschaft gilt Sie übermitteln der Kommission ^ine Kopie der 
Rati f kati onsu r ku nd e . 
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Falls es sich als erforderlich erweist, legt die Kommission dem Rat einen Vorschlag 
für ein Gemeinschaftsinstrument vor, das die Durchführung des Übereinkommens im 
Rahmen des Gemeinschaftsrechts ermöglicht. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Wahrnehmung der aiisv artigen 
Zuständigkeit der Gemeinschart im Rahmen der Internationalen 
Arbeitskonferenzen bei gemeinsamer Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten. 

OER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat 30. November 1989 beschlossen, daß der Beschluß vom 22. Dezember 
1986 über die Ausübung der ausschließlichen Zuständigkeiten der Gemeinschaft beim 
IAA durch Bestimmungen über den Fall der gemeinsamen Zuständigkeit der 
Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten und durch solche Bestimmungen ergänzt werden 
sollte, deren Ziel es ist, Schwierigkeiten zu vermeiden, die sich aus der Verfassung 
und den Verfahrensmodalitäten des Internationalen Arbeitsamtes ergeben. 

Der Gerichtshof erklärtein seinem Gutachten 2/91 vom 19. März 1993', daß eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen sowohl 
bei der Aushandlung und dem Abschluß von Übereinkommen als auch bei der 
Durchführung erforderlich ist, wenn ihr Gegenstand in die gemeinsame Zuständigkeit 
fallt. 

Gemäß Artikel IS des Vertrages zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer 
gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften ziehen der Rat und die 
Kommission einander zu Rate und regeln einvernehmlich die Art und Weise ihrer 
Zusammenarbeit, 

beschließt: 


ABI. Nr. C 109 vom 19.4.1993, S. I. 
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Einziger Artikel 

Die in Anhang I dieses Beschlusses dargelegten Verfahren sind von den 
Gemeinschaftsorganen und den Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung, dem Abschluß 
und der Durchführung deijenigen Übereinkommen der Internationalen 
Arbeitsorganisation anzuwenden, die in die gemeinsame Zuständigkeit der 
Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten fallen. 


Geschehen zu am 

Im Namen des Rates 
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Anhang 

1. Ausarbeitung der Antwort auf den Fragebogen des IAA 

Bei gemeinsamer Zuständigkeit arbeiten die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten 
gemeinsame Antworten aus, die vom Rat auf Vorschlag der Kommission angenommen 
werden. Im Rahmen dieses Verfahrens beraten sich die Mitgliedstaaten mit ihren 
Sozialpartnern über den Vorschlag der von der Kommission ausgearbeiteten Antwort 
der Gemeinschaft und übermitteln ihr das Ergebnis dieser Beratungen. Dies bedingt 
selbstverständlich, daß die Kommission einen Entwurf einer gemeinsamen Antwort 
inneri.alb kürzester Frist nach Veröffentlichung des Fragebogens übermitteln muß, 
damit die Konsultation der Sozialpartner und die Ausarbeitung der Antworten 
rechtzeitig erfolgen können. 

Darüber hinaus übermittteln diejenigen Mitgliedstaaten, die eine Ergänzung der 
Antworten über Aspekte, die in dem Antwortentwurf nicht behandelt wurden, für 
erforderlich halten, ihre Entwürfe der Kommission im Hinblick auf eine 
gemeinschaftliche Koordinierung im Rahmen des Rates. Die vom Rat angenommene 
Antwort der Gemeinschaft wird dem IAA von der Kommission übermittelt. Die 
Kommission weist das IAA darauf hin, daß das behandelte Thema der gemeinsamen 
Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten obliegt. Die Mitgliedstaaten, 
die gegebenenfalls Antworten übermitteln, verfahren ebenso. 

2. Vorbereitung der für die Konferenz im Juni geplanten ersten Lesung eines 
Entwurfs für ein Übereinkommen und eine Empfehlung 

Die Kommission legt auf der Grundlage des vom IAA ausarbeiteten Berichtes eine 
Empfehlung für einen Beschluß des Rates vor, der die Gemeinschaft ermächtigt, sich 
über die Mitgliedstaaten an den Verhandlungen zu beteiligen, und der entsprechende 
Anweisungen enthält. 

Die Kommission formuliert auf der Grundlage dieser Anweisungen die 
gemeinschaftlichen Stellungnahmen unter Hinzuziehung eines vom Rat zu ihrer 
Unterstützung benannten Sonderausschusses, wobei sie der Rolle Rechnung trägt, die 
der Gemeinschaft auf internationaler Ebene bei der Förderung einer weltweit 
anwendbaren Sozialgesetzgebung zukommt. 

Fallen Themen teils in den Zuständigkeitsbereich der Gemeinschaft und teils unter die 
Zuständigkeit der MitgliedstJiaten, so ist durch eine Koordinierung zwischen den 
zuständigen Stellen des Rates in Brüssel und anschließend an Ort und Stelle für eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorganen 
während des Verhandlungsverfahrens zu sorgen. 

Auf den Sitzungen der im Rahmen der Internationalen Arbeitskonferenz tagenden 
technischen Ausschüsse wird der Standpunkt der Gemeinschaft entsprechend den 
Vereinbarungen auf den gemeinschaftlichen Koordinationssitzungen je nach Art der 
behandelten Themen vom Präsidenten oder vom Vertreter der Kommission 
vorgetragen. Entsprechend der Geschäftsordnung der Konferenz werden die 
Änderungsanträge und Unteränderungsanträge der Gemeinschaft im Namen der 
Regierungsmitglieder der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft vom 
Präsidenten nach dem auf der Internationalen Arbeitskonferenz von 1992 und 1993 
verfolgen pragmatischen Ansatz vorgetragen; dies ermöglicht dem Vertreter der 
Kommission die Erläuterung des Hintergrundes und die Begründung des Standpunkts 
der Gemeinschaft. Es ist jedoch nicht auszuschließen, daß auf der 
Koordinationssitzung beschlossen wird, den Standpunkt der Gemeinchaft von dem 
Vertreter eines Mitgliedstaates vortragen zu lassen, der auf dem zu erörternden Gebiet 
über besondere Fachkenntnisse verfügt. 
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Falls erforderlich, tragen die Regierungsexperten in der Sitzung der technischen 
Ausschüsse nach Absprache auf der Ebene der Gemeinschaftskoordinierung zur 
Unterstützung des Standpunktes der Gemeinschaft bei. 

Bei Abstimmungen stimmen die Vertreter der Mitgliedstaaten für den gemeinsamen 
Standpunkt. 

Treten Schwierigkeiten auf, die voraussichtlich nicht an Ort und Stelle beseitigt 
werden können, so kann die Kommission oder ein Mitgliedstaat unverzüglich den Rat 
nach dem üblichen Verfahren mit der Frage befassen. 

3. Kommentare zu den Schlußfolgerungen der ersten Lesung 

Mit den nötigen Abänderungen sind die gleichen Verfahren wie in Ziffer 1 
anzuwenden. 

4. Die zweite Lesung - Aushandlung und Annahme des Übereinkommens und der 
Empfehlung 

Auch hier sind, mit den erforderlichen Abänderungen, die in Ziffer 2 beschriebenen 
Verfahren anzuwenden. 

Die Kommission ersucht den Rat um geänderte Verhandlungsanweisungen, falls der 
Ablauf der Konferenz eine Anpassung dieser Anweisungen erfordert. 

Der Präsident kann sich im Namen der Regierungsmitglieder der Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft an die Vollversammlung der Konferenz wenden und den gemeinsamen 
Standpunkt erläutern. Bei der Abstimmung vertreten die Regierungsdelegierten den 
gemeinsamen Standpunkt. 

5. Vorlage bei der zuständigen Stelle und Abschluß des Übereinkommens 

Handelt es sich um ein Übereinkommen und eine Empfehlung, die unter die 
gemeinsame Zuständigkeit fallen, so richten die Mitgliedstaaten im Rahmen des 
Verfahrens der Vorlage bei der zuständigen Stelle ein Schreiben an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes und teilen ihm mit, daß gemäß dem 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und den einschlägigen 
Durchführungsbestimmungen die zuständigen Stellen, denen das Übereinkommen und 
die Empfehlung vorgelegt werden, entsprechend dem in diesem Fall anzuwendenden 
Verfahren die einzelstaatlichen zuständigen Stellen und die zuständigen Organe der 
Gemeinschaft sind. 

Dieses Schreiben stellt keinen Vorgriff auf die Entscheidung über diese Vorlage dar. 
Im übrigen ist darauf hi nzuweisen, daß die Mitgüedstaaten ihre Sozialpartner über den 
Inhalt der mit Gründen versehenen Vorschläge, mit denen die zuständige Stelle vor 
der Entscheidung über das Übereinkommen oder der Empfehlung befaßt werden muß, 
gemäß dem Übereinkommen Nr. 144 konsultieren und der Kommission das Ergebnis 
dieser Konsultation übermitteln. 

Es ist Aufgabe des Rates, sich auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments gemäß Artikels 228 des EWG-Yertrags und Anhörung der 
Sozialpartner, über einen möglichen Abschluß dieses Übereinkommen durch die 
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten zu äußern und anschließend die Mitgliedstaaten 
gegebenenfalls aufzufordem, das Übereinkommen auch im Namen der Gemeinschaft 
abzuschließen. 

Nach der Beschlußfassung des Rates obliegt es den Mitgliedstaaten, das 
Übereinkommen gemäß ihren ei nzel staatlichen Verfahren abzuschließen. Die 
Mitgliedstaaten teilen dem Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes zum 
gegebenen Zeitpunkt ihre Annahme mit und weisen darauf hin, daß diese Annahme 
ebenfalls für die Gemeinschaft gilt. Sie übermitteln der Kommission eine Kopie der 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Eva Pohl 


i. 

Die Vorlage wurde gemäß § 93 GO-BT mit Drucksa- 
che 12/7064, Nr. 2.7 am 11. März 1994 dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung zur federführenden 
Beratung, dem EG-Ausschuß sowie dem Auswärtigen 
Ausschuß zur Mitberatimg überwiesen. 

Der EG-Ausschuß hat am 28. April 1994 beschlossen, 
auf eine Beratung der Vorlage zu verzichten. Der 
Auswärtige Ausschuß hat die Vorlage in seiner 93. Sit- 
zung am 20. April 1994 für erledigt erklärt. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordmmg hat die 
EG-Vorlage in seiner 118. Sitzung am 27. April 1994 
beraten und vorstehend abgedruckte Beschlußemp- 
fehlimg einstimmig angenommen. 


II. 

Bereits seit 1977 ist zwischen den Mitgliedstaaten der 
EG, die — ohne Ausnahme — auch Mitgliedstaaten 
der IAO sind, und der Europäischen Kommission 
streitig, ob und gegebenenfalls wie die Gemeinschaft, 
vertreten durch die Europäische Kommission bei nor- 
mensetzenden Vorhaben der IAO mit EG -rechtlicher 
Berührung (von der Vorbereitung im Rahmen von zu 
beantwortenden Fragebögen über die Aushandlung 
imd Annahme eines Übereinkommens bzw. einer 
Empfehlung auf der Internationalen Arbeitskonferenz 
bis hin zur Frage der Ratifizierbarkeit), die auswärtige 
Zuständigkeit der Gemeinschaft wahrnehmen kann. 

Die Europäische Kommission vertrat die Auffassung, 
daß eine ausschließliche Gemeinschaftszuständigkeit 
schon dann vorläge, wenn die Gemeinschaft im Rege- 
lungsbereich von lAO-Normen durch nicht abschlie- 
ßende Mindestnormen, wie z. B. den Richtlinien nach 
Artikel 118 a des EG- Vertrages, tätig geworden ist. 

Die EG-Mitgliedstaaten hatten jedoch die ausschließ- 
liche Zuständigkeit der Europäischen Kommission 
stets verneint, so auch im Rahmen des lAO-Überein- 
kommens Nr. 170 über die Sicherheit bei der Verwen- 
dung chemischer Stoffe bei der Arbeit (angenommen 
auf der Internationalen Arbeitskonferenz 1990). Ein 
von der Europäischen Kommission 1989 beim Rat der 
EG beantragter Beschluß, worin die Europäische 
Kommission um Ermächtigung zu Verhandlungen 
über das Übereinkommen Nr. 170 auf der Internatio- 
nalen Arbeitskonferenz in Genf nachsuchte, brachte 
nicht den von der Europäischen Kommission 
gewünschten Erfolg, da es nach dem Beschluß den 
Mitgliedstaaten unbenommen bleiben sollte, zu 
Pxmkten eigenständig Stellung zu nehmen, die in die 
nationale Zuständigkeit fielen. Da alle Mitgliedstaa- 
ten — mit Ausnahme Griechenlands — die ausschließ- 
liche Gemeinschaftszuständigkeit im Rahmen des 
lAO-Übereinkommens Nr. 170 weiterhin bestritten 
und der Europäischen Kommission aufgrund eines 


Ratsbeschlusses aus dem Jahre 1986 lediglich für den 
Fall einer ausschließlichen EG-Kompetenz Verhand- 
lungsdirektiven an die Mitgliedstaaten zugestanden 
waren, beantragte die Europäische Kommission beim 
EuGH ein Gutachten über die Vereinbarkeit des 
Übereinkommens Nr. 170 mit dem EWG- Vertrag, 
insbesondere über die Zuständigkeit der Gemein- 
schaft für den Abschluß dieses Übereinkommens und 
die sich daraus für die Mitgliedstaaten ergebenden 
Folgen. 

Der EuGH hat in seinem Gutachten vom 1 9. März 1 993 
entschieden, daß die Zuständigkeit für den Abschluß 
des Übereinkommens Nr. 170 der IAO den Mitglied- 
staaten und der Gemeinschaft gemeinsam zusteht, 
also nicht in den ausschließlichen Zuständigkeitsbe- 
reich der Gemeinschaft fällt. Daher sei die Zusam- 
menarbeit zwischen der Gemeinschaft und den Mit- 
gliedstaaten unumgänglich, die Gemeinschaftsor- 
gane und die Mitgliedstaaten hätten daher Maßnah- 
men zur Sicherstellung dieser Zusammenarbeit zu 
treffen. 

In Umsetzung dieses Auftrages wie auch in Umset- 
zung des Ratsbeschlusses zum Übereinkommen 
Nr. 170 aus dem Jahre 1989, worin der Rat darauf 
hin wies, daß weitere Bestimmungen zu erlassen seien 
über die Wahrnehmung der auswärtigen Zuständig- 
keiten der Gemeinschaft und ihrer Mitglied Staaten im 
Falle einer gemeinsamen Zuständigkeit, hat die Euro- 
päische Kommission im Januar 1994 einen Vorschlag 
für einen „Beschluß des Rates über die Wahrnehmung 
der auswärtigen Zuständigkeit der Gemeinschaft im 
Rahmen der Internationalen Arbeitskonferenzen bei 
gemeinsamer Zuständigkeit der Gemeinschaft und 
ihrer Mitgliedstaaten" vorgelegt. 

Dieser Beschlußvorschlag ist aus Gründen, die im 
einzelnen weiter imten dargelegt werden, auf berech- 
tigte, massive Kritik gestoßen. Der Beschlußvorschlag 
wurde in der Sitzung der Gruppe Sozialfragen am 
22. Februar 1994 in Brüssel von allen Mitgliedstaaten 
einstimmig abgelehnt. Die Kritik war so massiv, daß 
die Europäische Kommission nunmehr einen neuen 
Text für den Beschlußvorschlag vorlegen muß, da der 
Rat der EG den Beschlußvorschlag in der jetzt beste- 
henden Fassung nicht annehmen wird. Der Vor- 
schlag, dessen Kernaussagen darin bestehen, daß bei 
gemeinsamer Zuständigkeit zwischen der EG und den 
Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung des Prinzips 
der Dreigliedrigkeit (= gleichberechtigte Teilnahme 
von Regierungen und Sozialpartnern an den Beratun- 
gen über IAO -Normen) 

— die in den internationalen Gremien (IAO) ausge- 
handelten und angenommenen Rechtstexte zur 
Vermeidung späterer Probleme nicht unvereinbar 
mit Gemeinschaftsrecht sein dürfen; 

— die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten sich um 
die Formulierung gemeinsamer Antworten zu 
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bemühen haben, die sodann von der Europäischen 
Kommission als Antwort von seiten der Gemein- 
schaft an das Internationale Arbeitsamt zur Vorbe- 
reitimg der Beratung eines Übereinkommenstex- 
tes versendet werden; 

— der auf der Internationalen Arbeitskonferenz 
anwesende Vertreter der Europäischen Kommis- 
sion die Begründung des Standpunktes der 
Gemeinschaft vorträgt und die Vertreter der Mit- 
gliedstaaten bei Abstimmungen für den gemeinsa- 
men Standpunkt stimmen; 

— der Rat sich auf Vorschlag der Europäischen Kom- 
mission sowie nach Anhörung des Europäischen 
Parlaments und nach Anhörung der Sozialpartner 
über einen möglichen Abschluß des Übereinkom- 
mens durch die Gemeinschaft und ihre Mitglied- 
staaten äußern und anschließend die Mitgliedstaa- 
ten gegebenenfalls auffordern soll, das Überein- 
kommen auch im Rahmen der Gemeinschaft abzu- 
schließen, 

ist ebenso vom DGB kritisiert worden. 

Im einzelnen geht es um folgendes: 

a) Kernaussagen des EuGH-Gutachtens sind: 

— Das lAO-Übereinkommen Nr. 170, dessen Rege- 
lungsbereich mehrere nach Artikel 118a EWG- 
Vertrag erlassene Richtlinien berührt, fällt nicht in 
den ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der 
Gemeinschaft (Rz 17); 

— die auf der Grundlage des Artikels 118 a EWG- 
Vertrag erlassenen Mindest-Rechtsnormen kön- 
nen durch das lAO-Übereinkommen Nr. 170 nicht 
beeinträchtigt werden (Rz 18); 

— die Mitgliedstaaten können gemäß Artikel 118 a 
Abs. 3 über EG -Mindestrichtlinien hinausgehende 
Regelungen treffen, z. B. durch Anwendung eines 
weitergehenden IAO- Übereinkommens (Rz 18); 

— sieht die Gemeinschaft strengere und weiterge- 
hende Normen vor als ein lAO-Übereinkommen, 
so ist dies gleichfalls imschädlich, da die Mitglied- 
staaten der IAO nach Artikel 19 Abs. 8 der lAO- 
Verfassung über Übereinkommen und Empfeh- 
lungen der IAO hinausgehende Maßnahmen tref- 
fen können (Rz 19); 

— beim derzeitigen Stand des Gemeinschaftsrechts 
fällt die Sozialpolitik ganz überwiegend in die 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten (Rz 30); 

— Erforderlichkeit einer engen Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und den Gemein- 
schaftsorganen sowohl bei der Aushandlung und 
dem Abschluß eines Übereinkommens wie bei 
dessen Durchführung; Zusammenarbeit zwischen 
Gemeinschaft und Mitgliedstaaten ist unumgäng- 
lich, da die Gemeinschaft ein lAO-Übereinkom- 
men nicht selbst, sondern nur durch die Mitglied- 
staaten abschließen kann; die Gemeinschaftsor- 
gane und die Mitgliedstaaten sollen Maßnahmen 
treffen, um eine solche Zusammenarbeit sicherzu- 
stellen (Rz 36, 37, 38). 

Nach Darlegung der Bundesregierung bedeutet das 

Gutachten des EuGH einen Erfolg für sie wie auch für 

die Regierungen der meisten übrigen Mitgliedstaa- 


ten, die die ausschließliche Zuständigkeit der 
Gemeinschaft zum Abschluß der lAO-Übereinkom- 
men stets bestritten hatten. Wesentlich und zutreffend 
sei die Ausführung des EuGH zum Verhältnis zwi- 
schen Artikel 118a EWG-Vertrag (jetzt EG-Vertrag) 
und Artikel 19 Abs. 8 der IAO- Verfassung. 

Von großer praktischer Bedeutung für die Eingren- 
zung der von der Europäischen Kommission für sich 
reklamierten Zuständigkeit im Bereich der Außenver- 
tretung der Gemeinschaft bei lAO-Übereinkommen 
sei auch die Aussage des EuGH, wonach die Sozial- 
politik ganz überwiegend in die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten fällt. 

Nach Ansicht der Bundesregierung ergeben sich aus 
dem Gutachten folgende allgemeine Schlußfolgerun- 
gen; 

— Aus dem Gutachten des EuGH kann gefolgert 
werden, daß immer dann, wenn lediglich EG- 
Mindestrichtlinien nach Artikel 118 a EG-Vertrag 
durch den Regelungsbereich des IAO- Überein- 
kommens berührt werden, keine ausschließliche 
Gemeinschaftskompetenz, sondern nur eine ge- 
meinsame Zuständigkeit zwischen der EG und den 
Mitgliedstaaten vorliegt; 

— offen läßt der EuGH die Frage, wie die Zusammen- 
arbeit zwischen den Gemeinschaftsorganen und 
den Mitgliedstaaten bei Aushandlung, Abschluß 
und Durchführung eines Übereinkommens zu 
erfolgen hat; wichtig ist aber der in Rz 37 gegebene 
Hinweis, daß „die Gemeinschaft beim derzeitigen 
Stand des Völkerrechts ein lAO-Übereinkommen 
nicht selbst, sondern nur durch die Mitgliedstaaten 
abschließen kann". Die EG als internationale 
Organisation kann nicht Mitglied der IAO werden 
(Mitglieder der IAO können nur Staaten sein) und 
hat daher auf den Tagungen der Internationalen 
Arbeitskonferenz auch kein eigenes Verhand- 
lungsmandat bzw. Stimmrecht. Dies ergibt sich aus 
Artikel 1 Abs. 2 und Artikel 12 Abs. 2 der lAO- 
Verfassung. Der Gemeinschaft steht daher auch im 
Hinblick auf die Aushandlung, die Annahme und 
die Ratifizierung/Durchführung der — arbeits- 
rechtlich und sozialpolitisch ausgerichteten — 
lAO-Übereinkommen keine alleinige Entschei- 
dmgskompetenz zur Frage der Annahme und 
Ratifizierbarkeit von lAO-Übereinkommen durch 
die EG-Mitgliedstaaten zu. 

Die praktischen Schlußfolgerimgen für Vorbereitung, 
Aushandlung, Annahme, Ratifizierung und Durchfüh- 
rung von lAO-Übereinkommen, die eine gemeinsame 
EG/Mitgliedstaaten- bzw. geteilte EG/Mitgliedstaa- 
ten- Zuständigkeit berühren, sind: 

— Die zur Vorbereitung der Beratungen von den 
Mitgliedstaaten zu beantwortenden Fragebögen 
des IAA werden von diesen selbst — unter Berück- 
sichtigung der EG-rechtlichen Gegebenheiten — 
beantwortet und dem Internationalen Arbeitsamt 
(ohne Einschaltung der Europäischen Kommis- 
sion) übermittelt; die Europäische Kommission 
kann anschließend unterrichtet werden; 

— beim Aushandeln im Rahmen der Beratungen der 
Fachausschüsse auf der Internationalen Arbeits- 
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konferenz Beibehaltung des bisher verfolgten 
pragmatischen Ansatzes, wonach die Europäische 
Kommission kein eigenes Verhandlungsmandat 
bzw. Weisungsrecht an die Mitgliedstaaten-Ver> 
treter erhält, sondern sowohl der von den Mitglied- 
staaten ermächtigte Europäische Kommissions- 
Vertreter als auch einzelne Mitgliedstaaten- Ver- 
treter Standpunkte vortragen, die zum Teil die 
Haltung der EG, zum Teil aber auch an einzelstaat- 
lichen Belangen orientierte Argumentationen zum 
Gegenstand haben; 

— eigenständige Prüfung durch die Mitgliedstaaten, 
ob Übereinkommen ratifizierbar ist oder nicht; dies 
wird sich in der Regel danach richten, ob der 
lAO-Standard höher ist als die zugleich berührte 
EG-Mindestnorm. Dann können Mitgliedstaaten 
nur ratifizieren, wenn das nationale Recht über die 
EG-Mindestnorm hinaus dem lAO-Standard be- 
reits angepaßt ist oder angepaßt werden soll, liegt 
der lAO-Standard unter dem EG-Standard, so 
kann wegen der Regelung des Artikels 19 Abs. 8 der 
lAO-Verfassung (es gelten auch bei Ratifikation 
eines lAO-Übereinkommens die jeweils für den 
Arbeitnehmer günstigeren Regelungen, die sich 
aus nationalem oder supranationalem Recht erge- 
ben können) das unter dem EG-Niveau liegende 
IAO- Übereinkommen ratifiziert werden; auf kei- 
nen Fall besteht ein EG-rechtlich verordneter Rati- 
fizierungszwang bzw. ein Ratifikationsverbot; 

— allerdings sollten die Mitgliedstaaten sowohl im 
Falle einer geplanten Ratifizierung wie auch bei 
der Nicht-Ratifizierung eines lAO-Übereinkom- 
mens im Falle einer gemeinsamen Zuständigkeit 
zwischen EG/Mitgliedstaaten den Übereinkom- 
menstext sowohl den nationalen Gesetzgebungs- 
organen als auch den Gemeinschaftsorganen als 
den zuständigen Stellen gemäß Artikel 1 9 Abs. 5 
der IAO- Verfassung vorlegen (Artikel 19 Abs. 5 
regelt die Vorlagepflicht der lAO-Mitgliedstaaten 
an die zuständigen gesetzgebenden Körperschaf- 
ten innerhalb einer bestimmten Frist nach der 
Annahme der lAO-Norm auf einer Internationalen 
Arbeitskonferenz). Dies darf jedoch nicht zu einer 
Verlagerung des Letztentscheidungsrechts an die 
Gemeinschaftsorgane führen; 

— unbedingte Einhaltung des der IAO- Verfassung 
innewohnenden Prinzips der Dreigliedrigkeit, wo- 
nach die Sozialpartner neben den Regierungen der 
Mitgliedstaaten stets gleichberechtigt in allen Sta- 
dien der normensetzenden und normendurchfüh- 
renden Tätigkeit der IAO zu beteiligen sind; Bin- 
dung der Mitgliedstaaten auch an das lAO-Über- 
einkommen Nr. 144 über dreigliedrige Beratungen 
zur Förderung der Durchführung internationaler 
Arbeitsnormen (mit Ausnahme von Luxemburg 
von allen EG-Mitgliedstaaten ratifiziert), das wirk- 


same Beratungen der Regierungen und der Sozial- 
partner erfordert. Das Prinzip der Dreigliedrigkeit 
könnte ausgehöhlt bzw. vernachlässigt werden, 
wenn die Europäische Kommission das Koordinie- 
rungs-, Verhandlungs- und Entscheidungsmandat 
an sich ziehen würde. 

b) Der Beschlußvorschlag der Europäischen Kommis- 
sion wird folgendermaßen bewertet: 

— Die oben wiedergegebenen Kemaussagen des 
Beschlußvorschlages der Europäischen Kommis- 
sion stehen in Widerspruch zu den unten dargeleg- 
ten Schlußfolgerungen, wie sie sich aus dem Gut- 
achten des EuGH ergeben; 

— die Europäische Kommission mißachtet wesentli- 
che Grundsätze der lAO-Verfassung (kein eigenes 
Mandat) in allen Stadien des Verfahrens für das 
Zustandekommen und die Durchführung eines 
lAO-Übereinkommens. Die Europäische Kommis- 
sion setzt sich hierdurch im Widerspruch zu ihren 
eigenen Aussagen im Beschlußvorschlag, wonach 
sie die speziellen institutionellen Gegebenheiten 
der IAO wahren will und eine Verfassungsände- 
rung der IAO nicht beabsichtigt (so 1.3 des Vor- 
schlages); 

— die Europäische Kommission ignoriert auch den 
Grundsatz der Mindestnormen gemäß Arti- 
kel 118 a EG- Vertrag, wonach es sogar nach dem 
EuGH-Gutachten (Rz 18) den Mitgliedstaaten 
ermöglicht wird, einen höheren Standard etwa 
durch die Anwendung von lAO-Übereinkommen 
zu erreichen. Gerade dies versucht die Europäi- 
sche Kommission aber zu verhindern. Schließlich 
übersieht sie auch die Regelung des Artikels 19 
Abs. VIII der lAO-Verfassung; 

— weiterhin sind die von der Europäischen Kommis- 
sion vor geschlagenen Verfahren zur Koordinie- 
rung bei auftretenden Streitfragen — insbesondere 
im Rahmen der Konferenz — durch Einholung 
eines entsprechenden Ratsbeschlusses für das wei- 
tere Vorgehen (siehe hierzu 5.2, letzter Absatz des 
Beschlußvorschlages der Europäischen Kommis- 
sion) — wegen des verstreichenden Zeitablaufs, 
auf den der Fortgang der Konferenz keine Rück- 
sicht nehmen wird, nicht praktikabel. 

IIL 

Die Mitglieder aller Fraktionen unterstützten die 
Haltung der Bundesregierung. Es gehe nicht an, daß 
die EG-Kommission in bezug auf die IAO eine Allzu- 
ständigkeit in der Sozialpolitik erhalte. Auch müsse 
vermieden werden, daß über diesen Weg die Rechte 
der nationalen Parlamente, wie sie die lAO-Verfas- 
sung vorsehe, aus gehöhlt würden. 


Bonn, den 15. Juni 1994 


Dr. Eva Pohl 

Berichterstatterin 
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